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Zweiter Bericht und Antrag 

des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes und prämienrechtlicher 
Vorschriften 

— Drucksache 7/2397 — 

A. Zielsetzung 

1. Die Sparförderung für die Grundwehrdienstleistenden soll 
der Entwicklung auf dem allgemeinen Sparsektor angepaßt 
sowie gerechter und einfacher gestaltet werden. 

2. Angleichung der Unterhaltssicherungsleistungen für die 
grundwehrdienstleistenden Sanitätsoffiziere an die allge- 
meine Einkommensentwicklung. 


B. Lösung 

1. Einführung einer für alle Grundwehrdienstleistenden glei- 
chen Sparpauschale von monatlich 50 DM. 

Als Begleitmaßnahme wird in den Prämiengesetzen be- 
stimmt, daß die den Arbeitnehmern eingeräumten Vergün- 
stigungen künftig auch während des Grundwehrdienstes 
fortbestehen. 

2. Anhebung der Leistungssätze um ca. 30 v. H. 

Einstimmigkeit im AussdiuO 


C. Alternativen 

keine 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (02221) 363551 



Drucksache 7/2797 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


D. Kosten 

Es fallen Mehrkosten in Höhe von 8,3 Millionen DM (geschätzt) 
an. Sie verteilen sich wegen der unterschiedlichen Fälligkeits- 
termine der Prämiensprüche auf die Haushaltsjahre 1976 und 
folgende. 
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A. Bericht des Abgeordneten Löher 


Der Gesetzentwurf wurde in der 116. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 19. September 1974 an 
den Verteidigungsausschuß federführend, an den 
Finanzausschuß mitberatend sowie an den Haus- 
haltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 
überwiesen. 

Der mitberatende Finanzausschuß behandelte den 
Gesetzentwurf am 6. November 1974 und empfahl, 
den Entwurf in der Fassung der Berichterstattung in 
der 28. Sitzung des Verteidigungsausschusses am 
9. Oktober 1974 unverändert zu übernehmen. Im 
Verteidigungsausschuß wurde der Entwurf in den 
Sitzungen am 9. Oktober 1974 und am 6. November 
1974 beraten. Dabei faßte der Ausschuß seine Be- 
schlüsse mit dem Vorbehalt, daß auch der mitbera- 
tende Haushaltsausschuß sich diesen Beschlüssen an- 
schließt. 

Der Haushaltsausschuß hat am 13. November 1974 
den Gesetzentwurf behandelt und sich dem Votum 
des Verteidigungsausschusses angeschlossen. 


Den Bericht gemäß § 96 GO wird der Haushalts- 
ausschuß gesondert vorlegen. 

Der Verteidigungsausschuß hat eine Aufteilung 
des Gesetzentwurfs vorgenommen, weil die in Ar- 
tikel 4 des Entwurfs enthaltene Berlin-Klausel zwar 
für die prämienrechtlichen Änderungen, nicht aber 
für die Änderungen des Unterhaltssicherungsgeset- 
zes gelten soll. Der Zweite Bericht des Verteidi- 
gungsausschusses befaßt sich daher nur mit der Än- 
derung des Spar-Prämiengesetzes und des Woh- 
nungsbau-Prämiengesetzes (vgl. auch den Ersten 
Bericht und Antrag des Verteidigungsausschusses zu 
dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Un- 
terhaltssicherungsgesetzes und prämienrechtlicher 
Vorschriften — Drucksache 7/2796 — ). 

Durch die Änderungen des Spar-Prämiengesetzes 
und des Wohnungsbau-Prämiengesetzes sollen die 
prämienrechtlichen Ansprüche des Arbeitnehmers 
während des Grundwehrdienstes gewahrt bleiben. 


Bonn, den 13. November 1974 


Löher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/2397 ■ — in der aus der anliegenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die im Zusammenhang mit dem Gesetzentwurf stehenden Petitionen für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 13. November 1974 


Der Verteidigungsausschuß 

Schmidt (Würgendorf) Löher 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes und prämienrechtlicher 
Vorschriften 

— Drucksache 7/2397 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 


Entwurf 


Artikel 2 


Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. August 1972 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1538) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Beiträge auf Grund von Sparverträgen 
mit laufenden Sparraten, die mit einem 
Kreditinstitut abgeschlossen worden sind 
und bei denen die Sparbeiträge aus- 
schließlich vermögenswirksame Leistim- 
gen im Sinne des Dritten Vermögensbil- 
dungsgesetzes oder von der Unterhalts- 
sicherungsbehörde an das Kreditinstitut 
überwiesene Leistungen nach dem Unter- 
haltsicherungsgesetz darstellen. Die ver- 
mögenswirksamen Leistungen und die 
Leistimgen nach dem Unterhaltssiche- 
rungsgesetz dürfen insgesamt den nach 
dem Dritten Vermögensbildungsgesetz 
geförderten Betrag nicht übersteigen 
(Sparverträge über vermögenswirksame 
Leistungen),". 

b) Nummer 6 Buchstabe a erhält folgende Fas- 
sung: 

„a) die Aufwendungen Vermögens wirksamer 
Leistungen im Sinne des § 3 des Dritten 
Vermögensbildungsgesetzes, die über den 
geschuldeten Arbeitslohn hinaus erbracht 
werden, oder von der Unterhaltssiche- 
rungsbehörde an den Arbeitgeber über- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Spar-Prämiengesetz es 
und des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Spar-Prämiengesetz 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. August 1974 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 2109) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 erhält die folgende Fassung: 

„3. Beiträge auf Grund von Sparverträgen 
mit laufenden Sparraten, die mit einem 
Kreditinstitut abgeschlossen worden sind 
und bei denen die Sparbeiträge aus- 
schließlich vermögenswirksame Leistun- 
gen im Sinne des Zweiten oder des Drit- 
ten Vermögensbildungsgesetzes oder von 
der Unterhaltssicherungsbehörde an das 
Kreditinstitut überwiesene Leistungen 
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz dar- 
stellen. Die vermögenswirksamen Lei- 
stungen und die Leistungen nach dem 
Unterhaltssicherungsgesetz dürfen ins- 
gesamt den nach den Vermögensbildungs- 
gesetzen geförderten Betrag nicht über- 
steigen (Sparverträge über vermögens- 
wirksame Leistungen),". 

b) Nummer 6 Buchstabe a erhält die folgende 

Fassung: 

„a) die Aufwendungen vermögenswirksamer 
Leistungen im Sinne des § 3 des Dritten 
Vermögensbildungsgesetzes, die über den 
geschuldeten Arbeitslohn hinaus erbracht 
werden, oder von der Unterhaltssiche- 
rungsbehörde an den Arbeitgeber über- 
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Entwurf 

wiesene Leistungen nach dem Unterhalts- 
sidierungsgesetz darstellen und die Auf- 
wendungen insgesamt den nach dem Drit- 
ten Vermögensbildungsgesetz geförder- 
ten Betrag nicht übersteigen," . 


2, § 2 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Prämien für Sparbeiträge, die vermögens- 
wirksame Leistungen, für die der Prämiensparer 
eine Arbeitnehmersparzulage nach § 12 Abs. 1 
des Dritten Vermögensbildungsgesetzes erhält, 
oder von der Unterhaltssicherungsbehörde an 
das Kreditinstitut — im Falle des § 1 Abs. 2 
Nr. 6 an den Arbeitgeber — überwiesene Lei- 
stungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 
darstellen, werden auf den Höchstbetrag (Ab- 
satz 2) nicht angerechnet, soweit die vermögens- 
wirksamen Leistungen und die Leistungen nach 
dem Unterhaltssicherungsgesetz den nach dem 
Dritten Vermögensbildungsgesetz geförderten 
Betrag insgesamt nicht übersteigen. § 1 Abs. 4 
Nr. 3 Buchstabe a ist in diesem Fall nicht anzu- 
wenden." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

wiesene Leistungen nach dem Unterhalts- 
sicherungsgesetz darstellen und die Auf- 
wendungen insgesamt den für die Arbeit- 
nehmer-Sparzulage geltenden Hödist- 
betrag (§ 12 des Dritten Vermögensbil- 
dungsgesetzes) nicht überschreiten,". 


2. § 2 Abs. 4 erhält die folgende Fassung: 

„(4) Sparbeiträge, die vermögenswirksame 
Leistungen im Sinne des Zweiten oder des Dritten 
Vermögensbildungsgesetzes oder von der Unter- 
haltssicherungsbehörde an das Kreditinstitut 
— im Falle des § 1 Abs. 2 Nr. 6 an den Arbeit- 
geber — überwiesene Leistungen nach dem Un- 
terhaltssicherungsgesetz darstellen, werden auf 
den Höchstbetrag (Absatz 2) nicht angerechnet, 
soweit die vermögenswirksamen Leistungen und 
die Leistungen nach dem Unterhaltssicherungs- 
gesetz die nach den Vermögensbildungsgesetzen 
geförderten Beträge insgesamt nicht übersteigen." 


entfällt 


3. § 8 erhält folgende Fassung: entfällt 

.§ 8 

Schlußvorschriften 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts an- 
deres bestimmt ist, erstmals für das Kalender- 
jahr 1974 anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften des § 1 Abs. 2 Nr. 3 
und 4 Buchstabe c sind auch anzuwenden auf 
Sparbeiträge, die auf Grund von vor dem 1. Ja- 
nuar 1970 abgeschlossenen Sparverträgen mit 
festgeiegten Sparraten geleistet werden, wenn 
die Sparbeiträge ausschließlich vermögenswirk- 
same Leistungen im Sinne des Zweiten oder Drit- 
ten Vermögensbildungsgesetzes darstellen und 
die nach diesen Gesetzen geförderten Beträge 
nicht übersteigen. 
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Entwurf 

(Z) Die Vorschriften des § 2 Abs, 3 und 4 sind 
für Sparbeiträge^ die auf Grund von vor dem 
1. Januar 1969 abgeschlossenen Verträgen nach 
dem 31. Dezember 1968 geleistet werden, mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß bei der Ermittlung 
des zu versteuernden Einkommensbetrages an 
die Stelle des Kalenderjahres, das demjenigen 
vorangeht, in dem der Vertrag abgeschlossen 
worden ist, das Kalenderjahr 1968 tritt. 

( 4 ) Die Vorschrift des § 6 Abs. 1 Nr. 1 ist 
letztmals für das Kalenderjahr 1969 anzuwen- 
den/ 

Artikel 3 


Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. September 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1677), geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer vom 
27. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 925), wird wie 
folgt geändert: 


1. § 3 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

^(6) Prämien für Aufwendungen, die vermö- 
genswirksame Leistungen, für die der Prämien- 
berechtigte eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach 
§ 12 Abs. 1 des Dritten Vermögensbildungsgeset- 
zes erhält, oder von der Unterhaltssicherungs- 
behörde an das Unternehmen oder Institut über- 
wiesene Leistungen nach dem Unterhaltssiche- 
rungsgesetz darstellen, werden auf den Höchst- 
betrag (Absatz 2) nicht angerechnet, soweit die 
vermögenswirksamen Leistungen und die Lei- 
stungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz den 
nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz ge- 
förderten Betrag insgesamt nicht übersteigen. 
§ 2 Abs. 4 Nr. 1 ist in diesem Fall nicht anzuwen- 
den.“ 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Artikel 2 

W ohnungsbau-Prämiengesetz 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. August 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2105) wird wie folgt geändert: 


§ 3 Abs. 4 erhält die folgende Fassung: 

„(4) Aufwendungen, die vermögenswirksame 
Leistungen darstellen und für die der Prämienbe- 
rechtigte eine Arbeitnehmer-Sparzulage nadi § 12 
Abs. 1 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes er- 
hält, oder Aufwendungen, die von der Unterhalts- 
sicherungsbehörde an das Unternehmen oder Institut 
überwiesene Leistungen nach dem Unterhaltssiche- 
rungsgesetz darstellen, werden auf den Höchstbetrag 
(Absatz 2) nicht angerechnet, soweit die vermögens- 
wirksamen Leistungen und die Leistungen nach dem 
Unterhaltssicherungsgesetz den nach dem Dritten 
Vermögensbildungsgesetz geförderten Betrag ins- 
gesamt nicht übersteigen." 

entfällt 
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Entwurf 

2. §10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

Schlußvorschriften 

(1) Die vorstehende Fassung des Gesetzes ist, 
soweit in den folgenden Absätzen nichts ande- 
res bestimmt ist, erstmals für das Kalenderjahr 
1974 anzuwenden. 

(2) § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 ist erstmals auf 
Beiträge an Bausparkassen anzuwenden, die auf 
Grund von nach dem 8. März 1960 abgeschlosse- 
nen Verträgen geleistet werden. 

(3) Die Vorschrift des § 2 Abs. 2 Satz 3 ist bei 
vor dem 1. Januar 1961 abgeschlossenen Bau- 
sparverträgen nicht anzuwenden. Bei nach dem 
31. Dezember 1960 und vor dem 9. Dezember 
1966 abgeschlossenen Bausparverträgen ist sie 
mit der Mai3gabe entsprechend anzuwenden, daß 
an die Stelle der Frist von sieben Jahren die 
Frist von sechs Jahren tritt; das gleiche gilt bei 
nach dem 8. Dezember 1966 und vor dem 1. Ja- 
nuar 1967 abgeschlossenen Bausparverträgen für 
vor dem 1. Januar 1967 geleistete Beiträge. 

(4) Die Vorschriften des § 3 Abs. 3 und 4 sind 
für Aufwendungen, die auf Grund von vor dem 
1, Januar 1969 abgeschlossenen Verträgen gelei- 
stet werden, mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkom- 
mensbetrages an die Stelle des Kalenderjahres, 
das demjenigen vorangeht, in dem der Vertrag 
abgeschlossen worden ist, das Kalenderjahr 1968 
tritt.^ 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Artikel 2 und 3 gelten nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) audi im Land Berlin. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
entfällt 


Artikel 3 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 


Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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